
Geheime Aufnahmen im
Streit: Datenschutz verletzt
Scheidungskrieg. Datenschutzbehörde stellt erstmals Verstoß gegen
Grundrecht auf Geheimhaltung nach DSGVO fest – ein Gastbeitrag.
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Wien. Es häufen sich Fälle, in de-
nen Scheidungswillige heimlich
Audio- und Videoaufnahmen ih-
rer Ehepartner in kompromittie-
renden Situationen anfertigen.
Die Strategie dahinter ist klar: In
einem Scheidungsverfahren soll
das Gericht vom Verschulden des
Ehepartners am Scheitern der Ehe
überzeugt werden. Gelingt dies,
muss diesem allenfalls auch kein
Unterhalt gezahlt werden. Gerich-
te können auch widerrechtlich er-
langte Beweise verwenden. Ein
gesetzliches Verbot, diese zu ver-
werten, gibt es in Österreich
grundsätzlich nicht.

Im vorliegenden Fall fertigte
der Ehegatte, Arzt in höherer Posi-
tion, heimlich Audioaufnahmen
seiner im gemeinsamen Haushalt
lebenden Frau an. Ob dies daten-
schutzrechtlich zulässig ist, war
bis vor Kurzem nicht entschieden.

Bevor der Fall vor der Daten-
schutzbehörde (DSB) landete,
brachte der Ehegatte die Schei-
dungsklage ein. Er behauptete, die
Frau hätte durch ihr Verhalten die
Ehe schuldhaft zerrüttet und den
Unterhaltsanspruch ihm gegen-
über verwirkt. Die Frau war nicht
berufstätig und führte den Haus-
halt mit zwei gemeinsamen Kin-
dern, 5 und 8, nahezu allein.

Transkript als Beweismittel
Im Scheidungsverfahren legte er
abgetippte Texte der Aufnahmen
vor, auf denen die Ehegattin ihn
beschimpft habe. Nach ständiger
Rechtsprechung des OGH stellen
Beschimpfungen des Ehepartners,
selbst wenn sonst niemand dabei
ist, eine besonders schwere Ehe-
verfehlung dar. Diese können
auch zum Verlust eines Unter-
haltsanspruches für die Zeit nach
der Ehe führen. Dass der Partner
mit höherem Einkommen selbst
auch eine Eheverfehlung, z. B.

Ehebruch, begeht, ändert daran
grundsätzlich nichts.

Der vermeintliche Ehebruch
des Ehegatten, so die Frau, wäre
aber gerade der Grund für die ver-
ständlichen Gemütsäußerungen
gewesen. Allein der Beweis dazu
fehlte ihr. Die dem Gericht vorge-
legten Texte würden, so die Frau
weiter, überwiegend nur ihre Aus-
sagen in einem Streit mit dem
Ehegatten wiedergeben, nicht je-
doch seine. Zudem wären diese
völlig aus dem Zusammenhang
gerissen. Deshalb habe sie den
Unterhalt nicht verwirkt. Mit die-
sen Argumenten klagte sie den
Mann auf Zahlung von Unterhalt.

Da der Ehegatte behauptete,
weitere Audioaufnahmen sowie
von der Ehegattin an ihn gerich-
tete SMS- und WhatsApp-Nach-
richten mit Beschimpfungen zu
besitzen, diese dem Gericht aber
nicht vorlegte, stellte die Ehegat-
tin, parallel zu den Verfahren vor
Gericht, ein Auskunftsbegehren
nach Art 15 Datenschutz-Grund-
verordnung (DSGVO) an den Ehe-
gatten. Sie verlangte eine Kopie
der möglicherweise angefertigten
Tonaufnahmen sowie der SMS-
und WhatsApp-Nachrichten. Der
Ehegatte erteilte eine lückenhafte
Negativauskunft und bestritt die
Anwendbarkeit der DSGVO, in-
dem er sich auf deren „Haushalts-
ausnahme“ berief. Deshalb wand-
te die Ehegattin sich an die DSB.
In ihrer Auskunftsbeschwerde
führte sie aus, sich im Grundrecht
auf Geheimhaltung nach § 1 Abs 1
DSG verletzt zu sehen: Der Ehe-
gatte habe die Tonaufnahmen
entgegen dem Grundsatz von
Treu und Glauben (Art 5 DSGVO)
und ohne hinreichende Rechtfer-
tigungsgründe (Art 6 DSGVO) an-
gefertigt, nur um diese als Beweis-
material vor Gericht vorlegen zu
können.

Die DSB entschied – soweit er-
sichtlich zum ersten Mal – einen
solchen Fall und gab der Ehegattin

recht: Die Haushaltsausnahme
betreffe nur „persönliche“ und
„familiäre“ Tätigkeiten und sei bei
der mit den Tonaufnahmen ge-
planten Durchsetzung zivilrechtli-
cher Ansprüche vor Gericht nicht
anwendbar; das Grundrecht auf
Geheimhaltung sei mangels Be-
weisnotstands im Scheidungsver-
fahren verletzt, die Auskunfts-
pflicht nicht erfüllt worden.

Kein Recht auf Datenkopien
Zu den von der Ehegattin verlang-
ten Datenkopien entschied die
DSB allerdings, dass kein An-
spruch auf die Herausgabe ganzer
Dokumente (somit auch nicht auf
die Herausgabe ganzer Tonband-
aufnahmen oder SMS-/WhatsApp-
Verläufe) besteht. Art 15 Abs 3
DSGVO normiere lediglich das
Recht auf Erhalt einer „Kopie der
personenbezogenen Daten, die
Gegenstand der Verarbeitung
sind“. Dies in der Praxis vor allem
bei einer Tonbandaufnahme um-
zusetzen, wird in künftigen Fällen
eine Herausforderung.

Die Streitparteien schlossen
schließlich einen Scheidungsver-
gleich, der Ehegatte stimmte einer
Unterhaltsabschlagszahlung zu.
Der Bescheid der DSB wurde in
der Folge rechtskräftig.

Es bleibt abzuwarten, ob diese
erste Entscheidung zur gefestigten
Judikatur wird. Ebenso wird sich
zeigen, ob die DSB künftig in sol-
chen Fällen auch Verwaltungs-
strafen verhängen wird. Der po-
tenzielle finanzielle „Gewinn“ (in
Form der Befreiung vom künfti-
gen Unterhalt) durch daten-
schutzwidrige Aufnahmen kann
im Scheidungsverfahren enorm
sein; ob es dafür auch enorme
Strafen geben wird, ist offen.
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